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Die Stiftung als Instrument der Asset Pro-
tection nach Massgabe des Schweizer -
sowie liechtensteinischen Rechts im
Rahmen eines Rechtsvergleichs

Nicole Conra dt, Tamara Pfefferz

Einleitung
Asset Plotection dient dem Schutz von Velmögen. Die-
ses kann auf untelschiedliche 1ü/eise gefähldet welden.
In Flage kommen Zugrffe dulch Banken, Ster-relbehör-
den oder dem Ehegatten im Rahmen einel ehelecl-rtlichen
Auseinandels etzLtng sowie Pfl ichtteilsberechtigten. Asset
Protection kann jedoch allch als Präventivmassnahme ein-
gesetzt werden, sofern z,B, an die generationentibelglei-
fende Vermögenssicherung gedachtwird im Rahmen einer'
Nachlass- odel Nachfolgeplanung. Die besondele Heraus-
foldelung liegt dalin, stets legelkonform zu handeln r-rnd

die Rechtsvorgaben des Belegenheitsstaales des Velmö-
gens zll beachten bnv. die des 'Wohnorles des Inhabels
der VeImögenswefie. Asset Protection dalf dahe| niernals
auf Gläubigerbenachteiligung abzielen Schutz soll nul vor'

' Plof. Dr',; AIAG Advokaten, Basel

'? BSc.; Allgemeines Treuunternehnen, Vadr.tz

VelmögenszelsplittelLlng sowie dem ungerechtfeltigten
Zugtrff von Dlitten gegeben sein. Die steuelliche lton-
folmität ist ein weiteler Aspekt, den es zr-r beachten gilt,

Vol diesem Hintelglr-rncl taLlcht gelegentlich clle Frage
auf, ob Asset Plotection übell-raupt lechtmässig sein
kann, wenn Velrnögen dem Zugliff von Gläubigeln ent-
zogen wild, Hierbei handelt es sich mehr um einen mo-
lalischen, denn r-un einen rechtlichen Aspekt. Aus lechtli-
chel Hinsicht ist Asset Pfotection untel Ber'ücksicl-rtigung
der vorstehend genannten Pr-rnkte rechtmässig Die rno-
lalische Seite hingegen mllss von jedel Person inclivi-
duell beulteilt werden. Das Risiko eines TotalverlLlstes
des Velmögens möchte niemand eingehen. Dies vor
allem nicht vor dem Hintelglund, dass die persönliche
Für'sorge sowie die Velsorgr"rng von Famiiienmitgliedeln
eine Rolle spielt.

Verschiedene Instrarmente der Asset Protection
Die Praxis verfugt übel eine Yielzahl von Instrllfirenten,
die del Asset Pl'otection dienen können. Die einen bieten
einen kulzfi'istigen-, andel'e einen langfi'istigen Schutz.

Zr-rnächst welden die Stiftungsersaizfolmen genannl
uncl geprüft, ob sie zur Asset Pl'otection dienen oder nicht,

Als elstes ist diesbezüglich die sogenannte Stiftungs-
GrnbH zu nennen. Sie ist eine gesellschaflerlose GmbH
odel auch eine sogenannte .I(einmann-GrnbH,. Anzutref-
fen ist diese Alt von Stiftr-rng här.rfig in Deutschlancl. Ein
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bekanntes Beispiel ist die Robert-Bosch-stiftung. Diese
Stiftungssonderform weist irn erbrechtlichen Bereich
einen grossen Gestaltungsspieh'aurn auf, obwohl keine
Rückflüsse an den Stiftel bzw. die Stiftergesellschaft ge-
tätigt werden dürfen. Auch Gewinnausschüttungen sind
im Allgemeinen ausgeschlossen und die Ergebnisver'-
wendung ist genau gelegelt.

\Teiter ist denkbar eine Stiftungs-Aktiengesellschaft,
welche abel in der Plaxis von gelingel Bedeutung ist,
Glund hierftu ist del geringe Gestaltungsspieh'aum sowie
der Umstand, dass es schwierig ist, die Aktiengesellschaft
losge1öst vom gesetzlichen Leitbild mit einel Stiftung und
deren Bedürfnissen zu velschmelzen. 3

Felner existielen sogenannte Stiftungsfonds Sie gel-
ten jedoch nicht wilklich als Altelnative zur Asset Plo-
teclion, da Kapitalgesellschaften nicht in Form einer Stif-
tung elrichtet werden, Sie dienen daher in der Regel
als Ersatzfolm eines Spezial-Sonderwermögens, welches
Anteile an Stiftungen bürgerlichen Rechts oder anderer'
juristischer Personen hält. Aus diesem Grunde wet'den
investmentlechtliche und keine stiftungslechtlichen Re-
gelungen angewendet und eine Asset Pl'otection ist nicht
zweckentsprecl-rend. a

Häufig werden Lebensvelsichelungsvefiräge abge-
schlossen, um Familienmitgliedel als Begünstigte langfi'istig
dulch Einrnalzahlungen odel regelmässig wiedelkeh-
lende Rentenzahlungen abzusicheln. Eine Lebensversi-
cherung ist ein Einmaleinlageinsttument. Es stellt jedoch
keine julistische Person dar; sondern den Abschluss eines
schuldlechtlichen Vertlages. Dies hat wiederum zur Folge,
dass das Velrnögen noch immel dem Eigenrütnet' zuzu-
lechnen ist, was einelseits von Vorteil ist, in steuellicher
Hinsicht jedoch durchaus von Nachteil. Ploblematisch ist
zudem del sogenannte Rückkaufwert, def in einigen eu-
ropäischen Ländern dem Vollstreckungszugriff unteriiegt.
Daruber hinar;s unterliegt der Lebensversicherungsverrrag
den Vorschriften des Konsumentenschutzes, was die Ver-
tragsfi'eiheit elheblich einschränkt.

Ein sehl weit velbreitetes Instr-ument der Asset Plotec-
tion ist der Trusl, der ulsprunglich aus dem angeisächsi-
schen Rechtsraum stallrnt. Sowohl die Schweiz, als auch
Liechtenstein anelkerinen dieses Inshr-rment zlvischenzeit-
lich. Der Tlust wird untel Lebenden errichtet und das Ver-
mögen wird zugunsten eines oder rnehlerel Begünstigter
zu einern bestimrnlen Zweck abgesondert und der Ver.wal-
lung eines Trustees unlerstellt, Der- Eigenlümer entledigt
sich somit seines Vermögens. Entgegen andere| abgeson-
deltel Vermögen stellt del Trust kein eigenes Rechtssubjekt
dal Das Vermögen liegt beim Truslee und wil dort getlennt
von seinem sonstigen Velmögen verwaltet. Im Fall eines
I(onkufses des Trustees wefden die abgesondelten Ver-
mögenswerte nicht berücksicl'rtigt. Aufgl,rnd del Tatsache,
dass es sich nicht um eine Rechtspelsönlichkeit handelt,
besteht keine Handlungsfähigkeit beim Trust, Diese liegt
beim Trustee und alle formellen Velpflichrungen fallen di-
rekt auf ihn zr-ir-ück. Eine Besondefteit liegt dalin, dass der'

ulsprungliche Vern-rögensinhaber (Settlor) übel das Recht

Geibel Stefan et al , Das neue liechtensteir-rische Stifcungsrecht,
Anwendung, Atrslegung und Alternativen, Fl'ancesco A Schun
(Hrsg,), Zürich, Basel Genf 2012, S i00 ff
Geibel Stefan et al , a a.O., S 100 ff

verfügt, den Trust jederzeit aufzulösen und das Vermögen
zuruck zu nehmen. s Aus Sicht von Experten wild der Trust
in Zukunft immer mehu'an Bedeutung gewinnen.6

Schliesslich ist die ausländische Stiftung zu nennen.
Die Schweiz kennt entgegen Liechtenstein diese Gesell-
schaftsform nicht.

Grundsätzlich kann die liechtensteinische Anstalt so-
wohl stiftungsrechtlich als auch körperschaftlich aus-
gestaltet welden. Auf dem Gebiet der Asset Pl'otection
spielt jedoch die stiftungsrechtlich ausgestaltere Anstalt die
wichtigere Roile. Nach Massgabe des Gesetzes wird die
Anstalt als rechtlich verselbständigtes, organisiertes, an-
dauerndes wirtschaftliches oder anderen Zwecken gewid-
metes Untel'nehmen im Handelsregister eingetlagen. Eine
Anstalt ideellen Zwecks hat wie die Sti-ftung Begünstigte
und kann diese entsprechend in den Statuten oder Beista-
tuten bestimmen oder besrimmbar machen. Ein Widerruf
der Beistaluten ist jedet'zeit möglich. Eine Hinterlegung
beim Handelsregistelamt kann untelbleiben, um die An-
stalt anonym zu halten. Entgegen der Stiftung ist eine An-
stalt jederzeit auflösbar', dies auch ohne Auflösungsgrund.

Oben aufgefühlte Instrumente bieten eine Vielzahl
von Möglichkeiten der individuellen Ausgestaltung und
somit massgeschneidet'ten Asset Protection, In der Bela-
tung ausschlaggebend ist jeweils das ZieI, das der Klient
velfoigt. Hiernach ist sodann das richtige Gefäss fur die
Velrnögenssicherung auszuwählen,

Die Stlftung als Instrumefrt der Asset Protectlon
Bei del Gründung einer Stiftung entledigt sich del Stifter
Teile seines Velmögens und übelträgt es auf die Stiftung,
die eine eigene Rechtspersönlichkeit dalstellt.

Die Stiftung im Zusammenhang mit Asset Protection
wird meist zu Lebzeiten elrichtet, das eigentliche Ziel ist
jedoch die Nachlassplanung und der'$/unsch, das er-
wiltschaftete Velmögen nach den eigenen Vorstellungen
zu sichern bzw. zu übertragen. Das Haftungsreservoir
gegenüber Schuldnern zu schmälern, kann hingegen als
un[elgeoldnetes ZieI bewertet werden.

Del in diesem Zusammenhang sinnvolle Einsatz einer
Stiftung bezweckt in einem ersten Schritt, dass ihl ein
auf Dauer ausgerichtetel und nicht veränderbarer Zweck
elteilt wild, Gleichzeitig wild der Stifrung ein Ve|mögen
gewidmet. Nicht alle Stiftungen eignen sich ful die Ver-
mögenssicherung. Nachstehend sollen nur die Stiftungs-
formen behandelt werden, die sich zur Asset Protection
elgnen.

Schweiz
Gemeinnützige Stiltungen spielen heute vor allem im
Beleich del Nachfolgeplanung eine wichtige Ro1le.
Gemeinnr.rtzig beder-rtet, dass Vermögensanteile einem
wohltätigen Zweck gewidmet werden. Diese Art von
Stiftung hat in den letzten Jahren mehr und mehr Zu-

Tn rst/Trust-Recht/Trusrlaw, Ellichtung und Organisation eines
Trusts in cler Schweiz-die Infolmationen, Rubrik: Abgrenzung
zur Stiftung, http://www trust-r'echt ch,/abgrenzung-zur-sdfrnng,
besucht an3082077.
Scbut"r Francesco, Das neue liechtensteinische Stiftungsrecht -
Anwendung, Auslegung und Altelnativen, Zirich/Basel/Genf
201,2, S 138 ff
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spruch gefunden. Gemeinnützigkeit bedeutet in diesem
Zusammenhang weder gut noch schlecht, es handelt sich
um einen wertfreien Begriff und es geht um die wefifreie
Allokation von Vermögenswelten.

Die Erlichtung oder Zuwendung an eine gemeinnüt-
zige Stiftung kann von unterschiedlichen Motiven ge-
prägt sein. Einerseits können es die klassischen ideellen
Motive des Stifters oder seiner Familie sein, aber auch
persönliche Gründe, wie die Unterstützung medizini-
scher Forschungen nach einel Krankheit r-rnd familiär'e
Gründe (Ausschluss von Erben) sowie wirtschafiliche
oder' fiskalische Gründe, etc. Gr-undsätzlich sollten bei
elner gemeinnützigen Stiftung die Motive atts einer Ver-
bundenheit des Srifters zum jeweiligen Stiftungszweck
ents[ehen. Bei Familienvermögen und Unternehmen in-
nerhalb einer Familie gilt allerdings die Vorschrift, dass

dieses nicht vollumfänglich fül wohltätige Zwecke einge-
bracht werden darf, wenn hierdur:ch das Vermögen oder
das Unternehmen in seinem Bestand gefährdet wür'de.
Bei sogenannten -Egohandlungen, des Stifters kann die-
sel nach liechtensteinischem Recht gebremst werden. In
der Foige geht das Vermögen aufgrund von Missgunst
gegenüber den Erben nicht verloren.T

In der Schweiz ist die gemeinnützige Stiftung sehr
terbreitet, jedoch weniger als Instrument der Asset Plo-
Iection. Grund hierfür ist die Rechtslage in del Schweiz.
Diese sieht bei gemeinnützigen Stiftungen einen ideellen
oder: ähnlichen Zweck vor. Damit ist sie fur den Vermö-
genselhalt wenig attraktiv. Einem Stiftel ist es nach der
Widmung nicht mehl möglich, Zuwendungen an sich
selbst oder Verwandte zu tätigen, sondet'n ausschliess-

iiclr an die fur den gemeinnutzigen Zv,rec\< bes[immlen
instinrtionen. Zur Asset Prötection gibt es deshalb in der
Schrveiz besser geeignet Stiftungsformen, wie z,B. die
nachsrehend elläuterte Familiensliftung.

Die Familienstiftung ist in Art 87 ZBG, als auch in
,\tr 355 ZGB geregelt. Eine Familiensdfrung darf in del
kllveiz nur gegnindet weLden, um die Kosten der Be-

:reirung der Erziehung, Ausstattung odel Untersfützung
ron Familienangehör'igen in Not und für ähniiche Zwecl<e

sicher'zustellen. Der Begünstigtenkreis ist ar-rf die Angehö-
rigen der Familie des Stifters beschränkt.8 Diese Pet'sonen

crüssen nicht zwingend blutsverwandt bzw. über die Ehe
lern'andt sein, es kann sich auch um verbundene Per'-

sonen handeln, wie z.B. Pflegpersonen odet Angestellte.
Drifte dürfen gemäss der Rechtsprechung nicht begünstigt
*'erden.e Ein Ausschluss bestimmtet Personen (2.8. Ehe-

irauen) ist grundsätzlich zulässig, da der Stiftel nicht der'

Rechtsgleichheit von Art 8 BV Ltnterstellt ist.

Eine Steuerbefreiung von Familienstiftungen besteht
in del Schweiz nicht, da sie nicht gemeinnützig sind.

- Prinz Micbael uon und zu Liechtenstein, Das neue liechtensteini-
sche Stiftungslecht, Hochschule Liechtenstein, Institut fu1 Finanz-

dienstleisrungen, Vaduz (Hrsg.), S. 110 ff
' Riemer Hans Michael, Bet'net Kommental zum Schweizerischen

Privatrecht, Einleinrng und Petsonenrecht, Die juristischen PeIso-

nen, Die Stiftungen, Systematischel Teil und Art 80-89 ZGB, Prof
Dr. Althru Meyer-Hayoz (Hrsg ), 3, Abteilung, 3. Teilbancl, Band

I, Bern 1981, Update 2006, Systematischer Teil, N 108
I BGE 733 III 167,

Fraglich ist, ob sich die Schweizel Farnilienstifrung als
Instrurnent der Asset Protection eignet?

Das Motiv zur Gründung einer Familienstiftr-rng iiegt
meistens dalin, ein Familienvermögen langfiistig zu si-

chern und vor Glaubigern des Stifters zu schützen. Bei
einer Familienstiftung stehen hingegen meistens nichl nur'

die Vermögenswerte im Vordergrund, vielmehl möchte
der Stifter auch das .Familienbewusstsein" földern. Es

wild die Velbundenheit und ldentifikation sowie die Fa-

milientradition geschützt r,rnd übel Generationen weitet'-
gegeben. Um dieses Ziel. zu et't'eichen, bedarf es einer
Stiftungs-Governance. Da1'untel' zu vetstehen sind klale,
sanbere und transpalente Regelungen, so dass alle Fami-
Iienmitgliedel von gelechten Zuwendungen und klaren
Anspluchsgrundlagen ausgehen können. Zudem muss

die Vervyaltung des Velmögens transpat'ent ttnd ohne In-
teressenkonfl ikte erfolgen.

Im Bereich der Vermögenszuwendung mtlss nicht die
gesamte Zuwendung auf einmal eingebracht weLden,
was aber selbsrverständlich denkbar- ist. Der Stiftel kann
z.B. auch nur einmalig Geld einbringen und seine Nach-
kommen bringen zu einem spätel'en Zeitpunkt immer"
wiedel Velmögenswerle ein. Dies kann den Vorteil
haben, dass dle eingeblachten Velmögenswelte, andere
Familienangehörige oder für sich selbst im Altel als Vor-
sorgeeinrichtung, der sog. vierten Säule, untet'stützend
wirken können. Auch hier soll es im Alter keine Genuss-
stiftung werden, sondern jene Personen Llntelsltitzen, die
ansonsten in finanzielle Notsitttationen gelangen wülden
odel zu Fürsolgefällen weLden 10

Fr.ir Familienmitgliedel besteht die Möglichkeit, abge-
sehen vom Stifter sich selbsr ebenfalls in die Stiftung mit
einzubringen. Es besteht die Möglichkeit z.B. im Stif-

tungslat oder in der Geschäftsleitr,rng eine Position einzu-
nehmen. Dies ist vor allem für Stiftungen, die im Beleich
Philantrophie tätig sind, sehl verbt'eitet.

Die Glundidee ttnd Gesetzeswiederspiegelung findet
sich vor allem im Schutz von Familienangehör'igen und
des Eintritts von finanziellen Unterstfrtzungen. Dieser
Schutz wird ebenfalls dulch den Stifter in den Stiftungs-
statLlten, mit Festlegung des Stiftungszwecks, gelegelt.

Die schweizelische Familienstiftung hat klare Vor'ga-

ben nnd Regelungen, wie sie auszugestalten ist, attch
wenn ihl eln gewisser Spieh'ar-rm bleibt. Fur Stifler, wel-
che eine genaue Vorstellr-rng zttr Verwendung ihler Vel-
mögenswert haben und diese den gesetzlichen Vorgaben
entspricht, wie die Untel'stülzllng des Stiftels odet' sei-

ner Ehegattin und nachkommen im Aiter bzw. in einer
Notsituation, so ist die Schweizer Farnilienstiftung ein
gut strukluliefies und tibefwachtes Instlalmenl zut' Asse[
Protection, das den Missbrar-rch dufch Dritte Ltntel'bindet.

Die Unternehmensstiftung ist nicht expllzit im Gesetz
geregelt. Es handelt sich hierbei ttm eine faktische Stif-

tung, die eine Sonderform darstellt und in allen gesetz-

lich vorgesehenen Folmen entsprechend vorkommen
kann. Rechtlich gesehen ist sie eine Sonderform, die irn

\o Jakob Dominique/uon Orell LuhadSchtn r Fran'cesco/Stttdert Go'
ran/ungeranh Wilhelnt/ wenazueser Stefan/Zollner Jobannes,
Zivil- r-rncl gesellschaftslecl-rtliche Fragen ztlr FtihlLlng trnd Ab-
wicklung von Stiftungen, FLancesco A, Schurr (HLsg), Zür'ichl
Basel/Genf 2015, S 88.
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Stiftungslecht, als auch im Unternehmenslecht einzu-
gliedern ist. 11 Die Untelnehmensstiftung dient dazu, ein
Untelnehmen in eine Sciftung einzubr-ingen, wobei die
Unternehmung meist gieichzeitig auch das Stiftungsver'-
mögen darstellt. 12

Innerhalb del Untelnehmenssüflung wird zwischen
drei Folmen untelschieden. Einerseits gibt es die Un-
telnehmensträgerstiftung, auch Stiftr,rngsr-rntelnehmen
genannt, wobei die Stiftung dilekt als Rechtstt'ägel das
Untelnehmen betreibt. Anderelseits gibt es auch die sog.
Holdingstiftung, wobei ein Unternehmenstr'äger, bspw.
Eine Aktlengesellschaft mitgliedschaftlich beteiligt ist.
Selten gibt es noch die Unternel'unenspacht, indem das
Unternehmen mittels Veltlag an die Stiftung gebunden
wild Das Abglenzr-rngsklitelium zwischen Unterneh-
rnensstiftung und den klassischen Unielnehmenstr'äger'-
stiftungen kann untelschiedlich intelpletiert welder-r. Oft
jedoch ist die unternehmelische Betätigung ausschlag-
gebend. 13 In seltenen Fällen wird vorn dilekten odel in-
dilekten betleiben einel Untelnehmr-rng ansgegangen. 1'1

Die Glünde znl En'ichtung einer Unternehmensstif-
tung sind sehl nntelschiedlich. Oftmals ist das ZieI dte
Unternehmensnachfolge, weil del Zweck durch den
Stiftel festgelegt werden kzLnn und möglichst auf Dauer'
bestimm[ welden soll. Abel auch Motive, wie die Mitbe-
stimmung odel die elgänzende Pelsonalfur'solge und clie
Verselbständigung bzw, die Sichelstellr"rng clel Unabhän-
gigkeit eines Unternehrnens dienen zul Gründung von
Untelnehmensstiftllngen. Aufgn-rnd diesel Vielfalt ist die
Unternehrnensstiftung weit velbreitet und grosse Kon-
zelne wie Lindt & Splüngii AG, Vontobel Holding AG,
Montles Rolex SA etc. sincl in einel Stiftr"rng integlielt,
genauso wie glosse Tleuhand-, Revisions- und andele
Diensileistungsuntelnehmen.rs Die Unternehmensstif-
tung ist ein sehr'flexibles Instlument und vielseitig ein-
setzbal, Aus diesern Glund eignet sie sich sehr gut uln
ein Untelnehmen i-ibel Generationen zn sicheln.

Ln Beleich del Assel Protection ist sie eine stark vel'-
breitete Folrn um Aktien eines Untelnehrnens zu halten.
Der Stiftel kann rnit dieser- Altvon Stiftung sicherstel-
len, class del Stiftungszweck bzw. die weiterfLihlung des
Unternehmens in seinern Sinne erfolgt Die Ellichtr-rng
einel solchen Stiftur-rg kann als Rechtsgeschäft Lrnter Le-
benden, abel auch mittels Verfügung von Todes wegen
erfolgen.16 Del Zweck der Untelnehmensstlftung besteht
gr'össtenteils in del Elhaltr"rng und För'delung eines Un-
ternehrnens. Die Velfolgung des wirtschaftlicl-ren Zwecks
ist laut Bundesgelicht zulässig17. Ein ideellel Zweck dern-
nach nicht elfordeilich Vol allem zur Schafftrng einer'
Holdingstrnktur mit externem Begtinstigtenkleis wulde

tt Ztr.rleingen. Ersirnann/Sieber Hans, Unternehmensstiftungen als

InstrLrment del Nachfolgelegelung, Gestaltungsrnöglichkeiten
trnd lechtliche Schlanl<en, S, 740,

tz Rien.er, Bernel I(omrnental, systematischer Teil, N 384 f.
t3 Pedtazzini Mario/Oberbolzer Ariklaus, ct a O , N 276.
ta fuIeier-HaJroz/Fotstljxoser, a,a O ,N 5-13
15 Grilninger Harold., in: Hor-rsell/Vogt/Geiser; Basler l(ommentar,

Art80-89 ZGB, N 17,
tG Eitel PctLil, Unternehmenslecht II Nachfolge trnd Umstnrkturie-

rr.rng, Gesellschafts-Erb- und Steuerrecht, Zirrich 2013, S. 1,44
D BGE 727 rrr 337, E. 2, S 338 ff .

die Stiftung mit wirtschaftlichern Zweck vorn Bundesge-
licht zugelassen.

\Wie beleits einleitend zur Untelnehmensstiftung er-
wähnt, wild glds. zwischen den beiden praxisrelevanten
Formen der Untelnehmensträgerstifrung und del Hoi-
difrgstiftung Lrnterschieden,

Del Zweck del Unternehmenstl'ägerstifmng passt den
Zv'reck ihrel individuellen Situation an. Vor allem stellt
diesel Zweck das Verhältnis zwischen Kontlolle und
Führung des kaufinännischen Untelnehrnens sicher'. Es

geht nicht ausschliesslich darum, einen Stifterwillen um
jeden Pleis dulchzusetzen, sondern auch um die aktive
Teilnahrne der Stiftung bzw. cles Unternehmens anl'Wilt-
schaftsleben. Aus diesem Glund isl vor allem die Oryani-
sätion, abel auch die Stiftungsulkr-rnde, auf diese Punkte
entsprechend abzuslirnmen. 18

Die sogenannre Holdingstiftung hält anders als die
Untelnehmenstl'ägerstiftung massgebliche Unterneh-
rnensbeteiliglrngen. Dulch diese Beteiligung besteht die
Möglichkeit, einen Einfluss auf das Untelnehmen zu
nehmen. Das Motiv zur Elrichtung einer Holdingstiftung
ist oftmals ganz unterschiedlicher Natur, Sie kann vor'
lrngewünschten Übelnahmen schützen, den längerfi'is-
tigen Bestand eines Unternehmens sichelstellen, indem
del Stiftel einen Zweck trber den Tod hinaus feststellt,
wie auch die Unabhängigkeit der Untelnehrnung dulch
die Sriftung sichergestellt werden kann. Häufig wild
diese Folrn del Stiftung auch zur NachlassplanLlng er-
lichlet und so wei'den die Nachfolgegenerationen ent-
splechend dem'Wunsch des Stifters eingebunden.le Ein
glossel Volteil von Untelnehmensstiftungen gegenüber'
Familien- und andelen Stiftungsarten ist aufgrund ihles
wiltschaftlichen Zwecks, dass die Möglichkeit einer'
Zweckändelung jedelzeit möglich ist, Bei ailen öffent-
lichen und ideellen Stiftr.rngen ist eine Zweckänderung
elst l0Jahle nach Elrichlung möglich und nuf unter ganz
bestimrnten Voraussetzungen.

Tlotz dieser positiven Aspekte bestehen auch Schlan-
ken, die es zu beachten gilt: Namentlich ist die Güter'-
tlennLlng mittels eines Eheveltlages zwischen dem Stifter
und seinem Ehepaltnel zu klären. Ebenfalls sind die steu-
ellechtlichen und erbrechtlichen Aspekte des Begeben-
heitsstaates des Stiftels zu klären. Zudem ist die pelsönli-
che Volsolge des Stiftels flir das Alter zu berücksichtigen.
Aus stiftungslechtlicher Sicht sind vol allem Steuen'echt,
Stiftungszweck, Kapitalinhalt und Aufsichtsir-rstlarlnente
zu bedcksichtigen. Die Ploblernatik des Elblechts liegt
meistens bei den Pflichtteilsvelletzungen, welche dulch
die Einblingung von Velmögen in eine Stiftr-rng erfolgen,
Es ist in der Scfiweiz nicht ellaubt, solche Velletzr-rngen
zu begehen und sie müssen bei del Stiftungserlichtung
beseitigt werden, so dass alle Erben ihr-en Pflichtteil er'-

halten, genauso wie der Ehepaltner', dem die gemeinsam
erwirtschafteten Vermögenswel'le zul Hälfte zustehen.

)8 Bantntann Loralxt Roma.n, Der Stiftungslat - das oberste Olgan
gewöhnlicher Stiftr.rngen, in: Zür'chel Studien zum Privatleben,
Band Nr. 214, 2009, S. 9 f, S 9 f

\e Zurkirtclen -Erismann Linda/Sieber Hant s, Untelnehmensstiftung
als InstlLunent der Nachfolgeregelung Gestaltungsmöglichkeiten
und rechtlicl-re Schranken in Sciftung und Sponsoring, Ausgabe
10/06, s 740 s. 742 ff
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Als zunehmend wichtigel Aspekt ist die .Colporate
Social Responsibiliry" zu nennen. Bei einer elfolgleichen
Unternehmensfuhrung erläutert diese die Verantwortung
eines Unternehmens ggü. del Gesellschafr, Vor allem
philanthropischen Aktivitäten stärken Unternehmen so
ihre Verpflichtung zur Gesellschaft und erhaiten mit der
Identifikation der Inhaberfamilie von der Gesellschaft
und den Mitarbeitern einiges an Anerkennung. Gerade
im repr'äsentativen Bereich werden ofunals Unterneh-
mensstiftungen eingesetzt Sie setzen sich nach hin fur'
einen bestimmten Zweck ein, wie z.B. die .Ricola Foun-
dation", welche sich im Bereich Kultur und Natur speziell
engagielt,

Zusammenfassend ist die UnternehmensstiftLlng ein
Instlument, das sich sehr flexibel gestalten lässt, wenn
die gesetzlichen Schranken und RahmenbedingLlngen
eingehalten werden, Für Stifier, die thre Unternehmen
schützen wollen und sicherstellen, dass es übel Genela-
tionen nach ihrel Ideologie weitergeht bzw, mit Hilfe der'
Stiftung nach entsprechenden I('itelien geleitet wild, so
ist in del Schweiz ein ausgereiftes System mit genügend
namhaften Beispielen grosser Konzerne vorhanden.

Liechtenstein
Das seit dem Jahr' 1.926 in Kl'aft getretene Personen- und
Gesellschaftslecht (PGR) bildet die Grundlage für das
Stiftungslecht in Liechtenstein. Im Jahr' 2008 wulde das
Stiftungsrecht vom Landtag libelarbeitet r:nd am 1. April
2009 r'evidielt in Kraft gesetzt.20 Das Gesetz umschreibt
die liechtensteinische Stiftung als initgliedellose juristi-
sche Person mit dem Ziel, mittels eines gewidmeten Ver-
mögens einen bestimmten Zweck lu erfüllen.2t

Die Organisation der Stiftung in Liechtenstein ist in
Bezug auf die essentialia negotii identisch wie in der
Schweiz. Glundsätzlich ist zu erwähnen, dass im Ge-
gensatz zu andefen Rechtsstaaten das liechlensteinische
Stiftungslecht wenige gesetzliche Bestimmungen was
die Erlichtung und den Stiftungszweck betrifft, auFweist.
Es besteht eine Zweckoffenheit im liechtensteinischen
Recht. Die einzlgen Einschr-änkungen sind gesetzeswid-
rige odel sittenwidrige Z:wecke, sowie Selbstzweckstif-
tlrngen, da del Stiftr-rngszweck nach aussen gelichtet sein
muss.22 Andels als in clel Schweiz wird in Liechtenstein
seit der Gesetzesrevision im Jafu 2009 glundsätzlich nur'
noch zwiscl-ren gemeinnützigen Llncl privatnützigen Stif-
tungen untelschieden. Zudem hat del Gesetzgeber. die
Spezialform der Familienstiftung inner-halb der privatntit-
zigen Stiftung geschaffen. \fleitel'e Unterscheidungen gibt
es nicht.23

Privatnützige Stifnrngen können sowohl einen kom-
melziellen als auch einen nicht l<ommelziellen Zweck
verfolgen und sind aus diesem Grund sehl breit einsetz-

20 Seeger Norberl, Die liechtensteinische Stiftung, Attlaktives Instfu-
ment ftil Estate Planning und Asset Protection in: Das Geld-Ma-
gazin Ausgabe 1,201,3, S. 40 f.

2\ Keicber'\Yerner, Besonderheiten des liechtensteiniscl-ren Stif-
tungslechts, Refelat des 3. Liechtenstein Seminars vom 14, No-
vember 1998,5.64.

22 Scbauer Mattirt/Rick Marctts/Hctnunersnxanlx Berncl, N<tuelle
Plobleme der ÜbergangsbestimmLrngen im neuen Stiftungsrecht
in Liechtenstein Jor.rrnal, Ausgabe 2,2009, S 75

21 Scbauer, a a.O , S 16 ff

bar'. Beginnend mit einfachen Stiftungen zul Erhahrng
eines Familienvelrnögens oclel Verwalrung von Kunstob-
jekten einer Plivatsammlung bis hin zu komplexen Hol-
dingstluktulen, die Untelnehmen hält und wirtschaftliche
Zwecke velfolgt. Ebenfalls möglich und emvas sehr au-
ssergewöhnliches ist die Möglichkeit, dass eine gemischte
Stifrung en'ichtet wild, die bspw. bis zum Tode des Stif-
tel's privatnütziger Natur ist und anschliessend gemein-
ntitzig wild. Kilchliche Stiftungen wie sie in del Schweiz
bestehen, wnrden in del Gesetzesrevision gestlichen
r-rnd neu den gerneinnützigen Stiftr-rngen zugeteilt. Es ist
Glar-rbensgemeinschaften und kirchlichen Organisationen
weiterhin mögllch eine Stiftung zu en'ichten mit einem
Zweck des Glaubens, sie wird abel der Gemeinnützig-
keit zugeoldnet. Dadr-rlch untelliegen solche Stiftungen
der Stiftungsaufsichtsbehörde und sind eintlagungspfl ich-
tig. Auch was die Dauer einer Stiftung betlrfft, gibt es in
Liechtenstein keine entsprechenden Vorschriften. 21

Im Ztrsamrnenhang mit Asset Protection ist in Liech-
tenstein vor allem der Art 552 S 36 PGR wichtig In dieser
Norm wird festgelegt, wie und vol allem ob Glär-rbiger'
(hiel können sowol-il zlil- aLs auch öffentlich-r'echtliche
irn In- odel Ausland verstanclen werden) von Begi"instlg-
ten die Möglichkeit haben, ihle Ansprüche zu pfänden.
Gerade Familienstiftr-rngen - r'eine und gemischte - ma-
chen besonders von diesem l(onkuls- nndVollstleckungs-
plivileg Geblauch, welches den Schutz des Familien-
vermögens vor: allfälligen Gl2iubigeln elrnöglicht. Die
genannte Norm beinhaltet folgenden Schutz: Gläubiger'
von Begtinstigten haben keine Möglichkeit, Anspnrche,
welche dem Begünstigten aus del Begünstigtenberechti-
gung oder Anwartschaftsbelechtigr-rn g bzw. andelen An-
sprüchen mittels eines Sichen-rngs- odel Zwangsvollstle-
ckungsverfahlens zustehen, zu sichern. Die Möglichkeit
auf entsplechende Geldel znzugreifen besteht für' Gläu-
biger nul dann, wenn geldwelte Vorteile an clen Begtrns-
tigten dulch die Stiftung weitergegeben werden. Vichtig
ist, dass dieser Pfändungsschutz in den Statuten mit dem
Inhalt vermelkt ist, das Velmögen vol' Gläubigeln und
bestimmt bezeichneten Dlittbedachten zu schützen. Ein
reiner Vermelk bezüglich "Beschlagnahmung" kann nicht
auf die Zwangsvollstleckung ausgedehnt werden.2t

'Weiterhin mnss im liechtensteinischen Recht bereits
in der' $üidmungsulkunde dulch den Stiftel bestimmt
werden, welches Recht ful die Stiftung angewendet
werden soll. Diese Tatsache ist vol allem ftil Stifter in
Eruopa von enol'me1'Bedeutung, da die meisten Staaten
Pflichtteile schützen und nul mit einel expliziten Elklä-
rlrng vom Stifter', diese ausgeschaiten welden können.
Bei Nichtbenenmtng dieses Ausschlusses fällt das ge-
wollt geschützte Vermögen im Staat des geu'öhnlichen
Ar-rfenthalts, zum Zeitpnnkt der Schenkung des Erblas-
se1's, unter die Pflichtteilsangehörigen und wild nach
diesem Recht beulteilt. 'Weitele VoLaussetzungen fur die
Umgehung von Pflichtteilsansplr.ichen in Bezug auf die
Stiftung sind einelseits, dass die Schenkung dr-rlch den
Erblasser mindestens zwei Jahle vol dem Ableben an die

2a Ga sser Joharznes, Liechtensteinisches Stifrr.rngsrecht, Pr axiskom
rnentar', Bern/Wien,201,3, S. 52.

2t Gasser, a.a.O.,S. 350 ff
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nicht pflichtteilsberechtigten Personen gemacht wulde.26
Dieses spezielle Privileg zurn Schutz des Velmögens vor
Dritten und Pflichtteilsberechtigten im Heimatiand kann
nur bei privatnützigen Stiftungen und ihrer Sonderka-
tegorie der Farnilienstiftung zur Anwendung geblacht
werden. Gemeinnutzige Stiftungen haben ein solcires
Privileg nicht. Bei gemischten Stiftungen, welche nicht
überwiegend gemeinnützig sind, ist der Schutz insoweit
gegeben, als dass del Zweck privatnütziger Natur ist.27

Jede spätere Schenkung an die Stiftung ist anfechtbar.
Ztdem dalf eine juristlsche Person nie eine pflichtteils-
belechtigte Person sein. Der Stiftel darf in keinel Veise
mehl eigentümerähnlich übel das Vermögen ver'fttgen,
weil dann keine,vollständigen Velrnögensopfer' vor'lie-
gen. Eine weitele Voraussetzung ist, dass Begünstigte
nicht direkt Pflichtteilsberechtigte sind. Mögiich ist es

aber', wenn auch urnstlitten' sogenannte Elmessensbe-
günstigte einzusetzen, die dann ebenfalls pflichtteilsbe-
rechtigt sind Letzte Bedingung ist es kein Alden-rngs-
oder''$?iderrufslecht dem Stifter beizubehalten.

Ein weiteler besondeler Vorlerl der liechtensteinischen
Stifnrng in Bezug auf Vermögenssichenrng liegt in der kol-
lisionsrechtlichen Rechtswahlfi'eiheit. Diesel Zweck muss
jedenfalls vom Stifter in den Statuten bestimmt werden.
Zudem muss vom Stiftel ein sogenanntes Beistatut (Zu-
satzreglement) eriassen wet'den, in welchem die Begüns-
tigten namentlich odel zumindest der Begünstigtenkreis
festgelegt sind. Bei einer gemeinnützigen Stiftung kann
auf die Zusatzurkunde velzichtet werden und alles in den
Statuten festgehalten werden. Zudem hat der Stiftel tiber'
die Geschäftsfuhrung und Vefiretungsbefugnis zLl ent-
scheiden. Diese Rechte können nich[ übertragen werden,

Ein Ploblem im Bereich des Vermögensschutzes elgibt
sich, wenn eine liechtensteinische Srifung übel Velmö-
gen in del Schweiz verfügt wie bspw. Bankkonten oder'
Liegenschaften und es zu rnöglichen I(agen kommt.
Eine solche Klage kann elfolgleich sein, wenn ein enget'

Bezug zur Schweiz besteht und z.B. Pflichtteilsanspr'ü-
che über die Schweiz anet'kannt welclen und die Be-
fi'iedigung dieser Anspr-üche durch die Vermögenswerte
in der Schweiz geltend gemacht wet'den.28 1ü7ie in del
Schweiz haben die Stiftungsr'äte ar,rch in Liechtenstein
entsprechende Sorgfalts- und Tleuepflichten. Gn-tnd-

sätzlich kann in cliesem Bereich auf die Ausfühlungen
zul Schweizer Stiftung verwiesen werden. Eine wei-
tere zusätzhche Pflicht in Liechtenstein, welche in der
Schweiz nicht besteht, ist die sogenannte Verpflichtung
zul Bildung eines Resewefonds. Dies vor allem im Zu-
sammenhang mit Stiftungen, die ein nach kaufmänni-
schem Glundsatz geführtes Gewelbe betreiben. Nul im
Ausnahmefall und mit triftigem Gnrnd ist eine \7egbe-
dingung dieser Pflicht erlaubl. Einen Untelschied gibt es

jedoch im Beleich des Sorgfaltspflichtsrnassstabes und
der anschliessenden Haftr-rngsansprüche. hn Gegensatz
zul Schweiz gelten in Liechtenstein eindeutigele r"rnd kla-
lere Regelr"rngen. In del schweiz wl'd die Umschleibung
des Haftungsmassslabes des Stiftungsrales sehl' kritisch
gegenübel gesehen. In Liechtenstein verhält sich die Sr-

,6 FL OGH 03.102001,01 CG 2003 159 in LES 2008,126
27 Scb auer/RicVHalnrnet'mann, a, a. o.,S 5 1 ff ,

28 Gasser, a a O,,S. 350 ff

tuation etwas anders. In wie weit der Stiftungsrat für
sein Handeln im Zusammenhang mit der Stifrung haftet,
kann in del Stiftungsurkunde festgelegt welden. Aus-
nahme bildet natur'lich auch hiel jegliche Art böswilliger
oder mr.rtwilliger Handlungen des Stiftungsrats zur Schä-
digung des Stiftungsvermögens.2e

Tl'otz minderel Haftungsmassstäbe und der Besonder'-
heit einer' \Wegbedingung der Hafiung des Stiftungsrats
bestehen genügend Möglichkeiten, Missbräuche des Stif-
tungsrates in Liechtenstein richtigzustellen. Zudem kann
veialntreutes bzw. verlorenes Vermögen mittels erfolglei-
chem Gelichtsverfahren vom Stiftungsrat zurückverlangt
werden.

Auch die Foundation GoveLnance, welche mit der Stif-
tüngslechtsleform im Jahu' 2009 überarbeitet wurde, spielt
irn Zusanrmenhang mit del Asset Protection eine bedeu-
tende Rolle. Del Begriff der Foundation Governance be-
inhaltet in Liechtenstein die exerne Kontrolle durch den
Staat als auch die interne Kontlolle durch die Stiftungsbe-
teiligten. Im Bereich der Stiftungsbeteiligten ist vor aliem
das informationsrecht fur Begtinstigte von zentraier Be-
deutung. Sie wulde mit del Stiftungsrechtsrevision und
Eini"rhrung der Foundation Governance geschaffen, Der
\Tendepunkt, dass Begünstigte ein Infot'mationsrecht er'-

halten, wurde aber bereits im Jahr 2005 dulch den oGH
festgelegt. 30 Einziger Ausschluss des Infolmationsrechts ist
dann gegeben, wenn durch die Pleisgabe von Informati-
onen del Stiftung materielle oder immaterielle Nachteile
erwachsen und die Gefahr dloht, dass die Infolmationen
fur stifrungsfiemde Zwecke verwendet werden. In einer
späteren Entscheidung har das Gelicht erneut bestätigt,
dass eine glundsätzliche Verwehtung von Infolmations-
ausgaben an Begtinstigte/Destinatäre, bspw. durch ein
Velbot in den Statuten, nicht zulässig ist.3t Grund fur diese
Informationsauskunftspflicht ist nicht etlva die Konfoll-
möglichkeit von Begünstigten gegenuber del Stiftung und
ihler Olganschaft, vielmehr dient dies dazu, urn Begüns-
tigte, clie kollekte Besteuerung ilu'er Vermögenswerte zu
ermöglichen. Ein zweitel r.rnd wichtiger Grund ist jener',

dass Begünstigte nicht irgendwelche Motivation an ihret'
Ausbildung, ihres Belufs oder anderen Aspekten ihlel
Lebenslage beeinträchtigen, Obwohl sie die Möglichkeit
atrfgrund del Unterstützung durch eine Stiftung hätten.32

Kurz gefasst hat die Asset Protection in Liechtenstein
bereits vol der Stiftungsreform eine grosse Bedeutung
gehabt, mit ihr im Jahr 2009 jedoch eine gewisse Struk-
tr,rl erhalten. Vielmehr werden Richtlinien, die mit der
Einfuhrung der Foundation Governance geschaffen
worden sind, geachtet. Gleichzeitig bleiben abel Keln-
punkte, wie der Schutz vor Dritten und der Ausschluss
von Pflichtteilsansprüchen, bestehen.

Geeignete Sti-fhrngsformefl zur Asset Protection
Dulch die Gesetzesändelung imJahr'2009 wurden einige
Stiltungsformen in Liechtenstein gektrrzt Übrig blieben

ze Keller Micbaed Die Haftung für die Verwaltung einet' liechten-
steinischen Stiftung unter Berticksichtigr"tng von Alt 159 IPRG,

Zurrch 7993, S. 41 ff.
30 OGH 05 05.2005,01. CG 2002.32, LES 2006, 5191 und 201 f.
i' oGH 07 02 2008, 04 CG.2005 3005, LES 2006, S 191 und 201 f,
32 S c b auer/Ri c k/H ainmers m alu't, a.a.O.,S. 35
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die privatnützige Stiftung - kommelziell und nicht l<orn-
merziell - sowie die Spezialkategorie Familienstiftung
und die gemeinnützigen Stiftr-rng. Ebenfalls denkbar sind
Mischformen diesel Stifiungskategorien. Der Gesetzge-
ber hat in all seinen Stiftungsfolmen die Möglichkeit zu
Asset Protection gegeben.

P riu atnüt zig e S tifi ung e n
Privatnützige Stiftungen sind in-r Gegensatz zur Schweiz
in Liechtenstein edaubt und verfolgen einen überwie-
gend eigennützigen oder privaten Zweck im Sinne der
Zweckfreiheit. Einzig Selbstzweckstiftungen sind nicht
zugelassen. Unter einer Selbstzweckstiftung wird velstan-
den, dass der Stiftungszweck nicht nach aussen gerichtet
ist, sondern die Stiftung ausschliesslich zum Elhalt des
Stiftungsvermögens und der Erzielung von Gewinnen
dient. Zudem dürfen keinerlei Vorteile für Begunstigte
oder die Allgemeinheit bestehen. Untel die privatnützi-
gen Stiftungen fällt auch die Sonderform del Unter-neh-
mensstiftungen, welche in Bezug mit Selbstzweckstiftun-
gen sehr speziell sind uncl deshalb nachstehend genauel'
erläutert werden.

Famllienstifiung
Die Familienstiftung bildet eine Untelkategolie der pli-
vatnützigen Stiftungen in Liechtenstein. Die Errichtung
einer Familienstiftung in Liechtenstein weist dieselben
Motive auf, wie jene in del Schweiz, weshalb diese be-
reits oben erwähnt sind, \X/ichtig ist im Unterschied zu
der Schweiz vor allem der Zweck der liechtensteinischen
Famiiienstiftung. Vor del Stiftungsrevision wal' ein weit-
reichendel Spielraum möglich, was die Stifiungen in
Liechtenstein berlaf. Seit del Totah'evision wurden die
Massstäbe etvvas strengel geregelt und del Stifter muss
neu den Zweck, den er unmittelbar nach aussen kommu-
niziert fest legen, genauso wie die Begünstigten Zudem
beruht der Zweck der Stiftung auf dem $Tillen des Stifters
und ist nicht abänderbar.33

G eme innützige Stifiungen
Auch gemeinnützige Stiftungen können in Liechtenstein
im Zusammenhang mit Asset Protection elrichtet wer'-
den. Das liechtensteinische Gesetz siehl unter der Ge-
meinnützigkeit sämtliche Zwecke des Gemeinwohls mit
karitativen, religiösen, humanitären, wissenschaftlichen,
kulturellen, sittlichem, sozialem, spol'tlichen oder' öko1o-
gischen Motiven vol wo entsprechende Personen oder
Organisationen begünstigt werden. Das Motiv zur Elrich-
tung kann ganz untelschiedlicher Natr-rr sein, dies können
ideelle Gründe sein, persönliche, wie die Unielsnrtzung
der Forschung, weil eine Familie an einer Krankheit leidet,
familiäre Gründe, wie "unwürdige und unfähige, Er-ben,

wi-rtschaftliche Gründe als auch steuerliche Grunde.
Die liechtensteinische Stiftung muss entgegen der

schweizerischen nicht reine Gemeinnützigl<eit aufw'el-
sen. Es besreht die Möglichkeit, eine gemischte Stiftu:rg,
bspw. eine gemischte Familienstiftung zi en'ichten,
wobei dann bspw. ein Teil des Stiftungsvelmögens pri-
vatniaLzip, für Familienangehörige verwendet wird und

der andere Teil gemeinnützig. Bei Unklarheiten der sta-
tuarlschen Bestimmungen wann Privatntitzigkeit und
wann Gemeinnützigkeit anzuwenden ist, kann das Ge-
setz entspl'echende Klarheit sciraffen.3a Eine reine ge-

meinnützige Stiftung liechtensteinischen Rechts eignet
sich nicht zur Vermögenssicherung. Ilat man eine ge-

meinnützige Stifiung in l(ombination mit einem Zwecl<
privatnütziger Natnr odel einer Familienstiftung, so bil-
det sich eine gemischte Form, welche zulässig ist und
auch der Asset Protection dienen kann.

Vorteile des Standortes Liechtenstein
Ein enormer Vorteil des Standorts Liechtenstein in Bezug
auf die Asset Plotection ist sicherlich die Tatsache, dass

ausländische Gerichtsurteile weitgeirend nicht aner'l<annl
werden. Grund dafür ist unter anderem, dass Liechtenstein
nicht dem Lugano Übereinl<omrnen beigetleten ist uncl nur'
mit den Nachbarstaaten Schweiz und Österleich Abl<om-
men abgeschlossen hat, um gewisse Gerichtsentscheide
durchsetzen zr-r können. Dies fuhn im Ergebnis dazu, dass
in Liechtenstein lediglich ein Rechtsöflnungsvelfallen
eingeleitet werden kann, bei \üflidelspruch des Kunden
in Liechtenstein ist der Gläubiger jedoch gezwnngen eine
Aberkennungsklage einzuleiten. In Folge wird ein ordenr
licher Plozess durchgefuhrt, was einen elheblichen Zeit-
verlust und Prozesskosten mit sich fuhrt. Dies stellt ein
elhöhtes Risiko und erneute Hr.irden fur Gläubiger oder
Gegenspielel dar und schützt das Velmögen ergänzend.35

Ein weiterer Vorteil Liechtensteins ist aufgrund von Be-
stimmlrngen im intelnationalen Privatrecht Liechtensteins,
dass mit dem Pflichtteilsrecht von ausländischen Rechts-
ordnnngen erfolgleich Llmgangen werden kann, Zudem ist
es auch so, dass zwei Jahre nach einer Schenkung diese
nicht metu' angefochten werden können, welches den
Vorteil mit sich blingt, einige Vermögensteile frei zr"r über--

tl'agen. Vichtig ist vor a1lem auch die Anerkennung der'

liechtensteinischen Stiftung im Ar,rsland. Allen volan wird
hier zunächst die Anerkennung der liechtensteinischen
Sdfrung in del Schweiz erwähnr. Grundsätzlich wird in der
Rechtsplechung des Bundesgerichts festgehalten, dass in
der Schweiz die Inkorporationstheorie gilt und eine Ver-
weigenrng nach Schweizel Recht rnöglich ist, wenn es sich
Iediglich um einen .fiktiven" Sitz handelt und diesel wegen
einer Gesetzesumgehung gewählt wnrde. Das Beachten
der Fiktionstheorie kann aus diesem Grund zur Abelken-
nung der liechtensteinischen Stiftung führen. Grundsätz-
lich sind nach ausländischem und auch liechtensteini-
schem Recht organisiefie Stifrr,rngen in del Schweiz laut
Intel'nationalem Privatrechtsgesetz der Schweiz im Grund-
satz anzuetkennen,36 Die Rechte und Pflichten werden
nach dem ausländischen Personalstalr-rt bestimmt und nur
in Ausnahmefällen kann dalauf velzichtet welden, nämlich
bei einem Verstoss gegen den inländischen Ordle Public
oder bei einem (qualifi zierten) Rechtsmissblauch. 37 Andels
als in del Schweiz wird in Liechtenstein die Grundungsthe-
olie bzw Inkolporationstheorie bezüglich Anerkennung

34 Vot't. tr.nd zu LiecbtensteinMicbael, a.a.o., S. 111 ff.
35 Ztaiefelhofer Thotnas, AJlgemeines Treuunternehmen, Asset Pro-

tection in Liechtenstein, 2011, S, 1 f
36 Art 150 Abs 1 IPRG
37 Jahob,aa.O,S 52.33 tu1552 $ l Abs 1 Satz2PGR.
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einer Stiflung aufgrund del Rechtsprechung angewendet.
rVenn liechtensteinische Stiftungen überwiegend von.r

Ausland verwaltet werden, kann dies mit der dort übI-
cherweise geltenden Sitztheorie bzw. Verwalmngstheorie
in Konflikt gelaten.3s Die Sitztheolie besagt nämlich, dass

ftrr ausländische Stiftr-rngen das Recht rnassgebend ist, in
dem sie verwahet wird. 3e Die Grundungstheorie verdr'ängt
die Sitztheorie im Anwendungsbeleich del EU-Niederlas-
sr"rngsfi'eiheit, in Bezug auf Stifnrngen, sofeln bestimmte
Voraussetzungen gegeben sind:

- Die liechtensteinische Stiftung muss einen Erwelbs-
zwecl< verfolgen, einer selbständigen Erwerbstätig-
keit nachgehen odel eine Konzernleitungsfunktion
aust-rben.a0 Bei Stiftungen, die ihr eigenes Velmögen
verwalten wird dies gr:undsätzlich anerkannt.ar

- Empfehlenswelt ist, die Stiftung im Register eintlagen
zu lassen a2

- Die Stiftung sollte zudem übel eine .dauernde Prä-
senz, in Liechtenstein verfugen.a3

Die letzte Voraussetzung kann besonders problematisch
sein, da der Begriff "dauelnde Präsenz, auslegungsbe-
dülftig ist. Die Empfehlr,rng ist daher, liechtensteinische
Stiftr,rngen so zu vel'walten, dass im Ausland kein Sitz
festgestellt werden lcann. Nach del einschlägigen Sand-
rock-Formel befrndet sich der Ort del Velwaltung doll,
wo die grundlegenden Entscheidllngen zur Unlerneh-
mensfr-ihlung effektiv in laufende Geschäftsführungsakle
umgesetzt welden, das helsst r-ibeltragen atrf das Stif-
tungsrecht dort, wo der Stiftr-rngsrat seine Geschäftsfüh-
rungs- und Vertl'etLlngstätigkeit tatsächlich entfaitet.aa

Es kann festgehalten werden, dass die Anelkennung
del liechlensteinischen Stiftung ini EVß/EU-Raum plo-
blernatisch sein kann und diesel Ur.nstand bei der Bet'a-
tung zll beachten ist,at

Liechtenstein hat firr die Assel Plotection im Zusam-
menhang mit Stiftungen gegenübet' andelen Rechts-

ordnungen der-r Vorleil geschaffen, dass eigennützige
Stiftungszwecke zulässig sind. Zudern l<ann vot'aussel-
zungslos aus Familienstiftungen allsgeschüttet welden
und es sind keine vergleichbal strengen Vermögensvet'-
waltungsgr:undsätze volhanden. Schliesslich kornmt es

mit del Ellichtung del Stiftung zu eineL Dtrlchblechung
des Tlennungs- und Erstal'rungsplinzips.a6

n GasserJobatzzeq Problerne der Nichtanerkennllng von Stifttrn-
gen in-r Ausland, Liechtenstinischel Stiftungslechtstag, S,31 ab-

zrrr nfen untel http://gassel partner com / sites/ defavlt/flles/plo-
bleme-cler-nichtanerkellnung-von-stiftLrngen-im-ausland pdf,
zuletzt aufgerr-rfen arn 14 9 207-7 .

3e Vgl hielzu z B $10 Östelreichisches IPRG.
a0 Gasser, aa.O, S,31 rrit Hinweis auf; Heiss, LJZ 2007,1 ff ;

Schopper', FS Delle I(artl'r (2013), S 898 ff
a\ Gasser, a.a.O, rrit Hinweis atrf Scl-ropper', FS Delle I(altl-r (2013),

s, 897
12 Gasser, a a O,, S, 31.
ar Scltopper, a.a.O,, S,892 f[.
aa Gasser, a.a,O., S. 31, mit Hinweis auf: Scl-ropper, a.a o S 891
at Schnyder Bernbard, it SchI'171' Francesco, Zivil- r.rnd gesell-

schaftsrechtliche Flagen zut' Fühtut-tg und Abwicklung von Stif-

tungen, Zür'ich 2015, S. 11 ff.
46 Jakob, a a o,, S, 52

Auch Liechtenslein sieht Aufsichtsinstrumente im
Zusammenhang mit der Stiftung vor', Genau wie die
Schweiz ist eine Stiftungsaufsichtsbehörde als staatliches
Instrument, dessen Untelsrellung jedoch bei privatnüt-
zigen Stiftungen, die kein kaufmännisches Gewerbe
betreiben, fleiwillig ist. Bei gemeinnützigen Stiftungen
und solchen die einen komrnerziellen Zweck velfolgen,
gelten die gleichen Bedingungen wie in del Schweiz
und die Eintlagung im Handelslegistel' ist nolwendig.
.Wenn 

sich ein Stifter daftir entscheidet, die plivatnützige
Stiftung ohne kommerziellen Zweck nlcht einilagen zu
lassen, so wild sie "hinterlegt,, was zur Bedeu[ung hat,
dass sie beirn Handelsregister eingetragen, aber nicht
veröffentlicht welden.' \Teiterhin speziell irn Gegensatz zur Schweiz ist der'
sogenannte Widellr.rfsvolbehalt. Hier hat sich der Stifter'
das'Widerlufsr'echt del Stiftung vorbehalten und ist so
selbst Letztbegünstigter. In diesem Fall gibt es auch keine
Informationsrechte für' Begünstigte, sondern sie stehen
ex lege rLrm zu.a7 Grund hielfür' ist, dass die Intelessen
an den Vermögenswerten mehr beim Stifter als bei den
Begünstigten liegen und el selbst von den Kontlollbe-
fugnissen (Vider-n-rfsrecht) plofltielt. a8 Neben Einsetzllng
einel Revisionsstelle besteht auch die Möglichkeit, eine
nattiliiche Person, die der Stiftel namentlich benennt, ein-
zuselze . Diese Pelson stellt meist eine Vertlauensperson
des Stiftels dal und hat die Aufgabe, die Geschäftsgänge
der Stiltung zr.r überpr'üfen, um sie so vo1' Missblauch
zr.r schützen, Meidt geschiehr dies in Form eines jähllich
elstat[eten Belichts, u'elchen diese Person prtift r"rnd an-
schliessend bei Verletzungen eine Mitteilung ans Gelicht
erstat[et oder ar,rfsichtslechtliche Massnahmen einleitet,
Lrm entsprechend die Organschaft zul Rechenschaft ztt
ziehen, Mil Einsetzung solchel Kontrollorgane schmä-
lelt sich die Informationsauskunft von Begtinstigten ar,rf

die Stiftr"rngsdokLrmenle und sie elhalten lediglich einen
jähr'lichen Prüfungsbelicht Wichtig zu erwähnen ist im
Beleich del Kontrollorgane, dass dem Stifter glundsätz-
lich fi'eie Gestaltungsfi'eiheit betleffend der' Iülrahl seiner'
Olganschaft I'rat. Jedoch dalf kein Kontrollolgan gleich-
zeitig ein andeles Amt eines Organs innehaben.

Festgehalten werden kann, dass im Beleich der Foun-
dation Governance gemeinnützige Stiftungen in Liech-
tenstein immer einel staatlichen Ar"rfsicht unterliegen,
wählend plivatnützige Stiftungen die $7ah1 zwischen
einel I(ontlolle del Stiftungsol'gane dulch die Begünstig-
ten odel von einem besondelen Kontlollorgan, wie einer
natürlichen Person, haben, ae'

Nachteile des Standorts Liechtenstein
Ein här-rfiges Ploblem von Stiftungen, die del Asset Pt'o-
lection dienen, bildet die Steuelsitr.tation. Das neue Steu-
en'eci-rt, welches 2009 in lQ'aft getreten ist, entspricht den
OECD- und auch den EU Normen, ist jedoch im intet'na-
tionalen Vergleich sehr: kornpetitiv. Es besteht eine Netto-
eltragssleller von 12.50/o sowie eine Mindesterlragssteuer
von CHF 1'800,00 bzw. 2 Plomille des Grundkapitals.
Diese SteuelsitLration findet sich in allen Gesellschaftsfor'-

f BuA 13,/2008, S 70,
48 BuA 1312008, s 70.
ae 

S cb auer /Ric k/Han1.1ne tsn1.a1L1't, a.a.O,S 36 f
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rnen, zusätzlich gibt es aber noch die sogenannten PVS-
Struktulen, also Struktulen, die nicl-rt wiltschaftlich tätig
sind und Vermögen besitzen, verwalten und vet'äusseln.
Sie zahlen ausschliesslich die Steuer von CHF 1.800,00

1ährlich,t0 Auf den elsten Blick erscheinr dies ein sehr'
g1'osses Plivileg im Bereich der Steuern zu sein, Es stellt
jedoch auch Risiken dar, weil viele auslänclische Staaten
die Differenz del im eigenen Staat anfallenden Steueln,
nachzahlen lassen. Das eigentliche Steuerplivileg entfällt
dadurch. Ferner die Tatsache, dass Staaten wie die Ba-
hamas, Panama oder Jersey die Stiftung in ihre Rechts-
ordnungen aufgenommen haben, macht es dem Standort
Liechtenstein nicht r-tnbedingt einfacher. Vor al1em gibt
es einen entscheidenden Unterschied. !7ählend Stif-
tungsl'äte in Liechtenstein idR ausländische Ansprüche
zu erkennen müssen, ist dies in den genannten Staa-
ten nicht notwendig. Zwat ist dies in den Kalibikstaa-
ten nur realisierbar', wenn die Vermögenswerte vor Ort
velanlagt werden, was meistens nicht del Fall ist, da
die Stiftung in einem Karibikstaat liegt, die Velmögens-
welte jedoch auf einem Schweizel oder Liechtensteiner
Bankkonto sind. Tlotzdem werben diese Staaten mit den
sogenannten.common law foundations'. In diesem sehr'
stark Llmkämpften internationalen Markt des "trust and
estate pianing" sind jedoch diese'Welbeslogans der Kali-
bikstaaten ein Vorteil gegenübel dem liechtensteinischen
Gesellschaftslecht.

Rechtsvergleich
Im nachfolgenden Text wird nun abschliessend ein Ver-
gleich zwischen der Schweiz und Liechtenstein in Bezug
atrf die Elrichtung uncl Elhaltung 

"i.r"r' 
Stiftung im Zu-

sammenhang mit del Vermögenssicherung gezogen,
Iü/ie bereits rnehrfach erläutett, anelkennen beide

Staaten die Stifrung als Instrument der Asset Protec-
tion. Jedoch beleits in del Ar-rsgestaltung r-rnd bei den
Gesetzesgrundlagen bestehen deutliche Untelschiede.
\)7ährend in der Schweiz klare gesetzliche Grundlagen
für den Z:weck und die anschliessenden Zuwendungen,
welche ausgeschüttet werden besteht, kann der Zwecl<
in Liechtenstein relativ frei gewählt werden und auch
im Bereich der Ausschüttllngen bestehen keine engen
Volschliften. Aufgrr-rnd der engen Zweckfindr-rng in der
Schweiz sind ausschliesslich Familienstiftr,rngen und Un-
ternehmensstiftungen zur Vermögenserhaltung geeignet.
In Liechtenstein sind es privatlechtliche Stiftungen,. die
kommerziell oder nicht kommerziell ausgestaltet sind,
als auch gemischte gerneinnützige Stiftungen sowie Fa-
milienstifti;ngen, Die Unternehmensstiftung fällt un-er
die privatntitzigen Stiftungen. Aufgrund del gelingen
gesetzlichen Rahrnenbedingungen ist es in Liechtenstein
einfacher eine Stiftung zu gr'ünden, die dem Zweck der
Volstellungen des Stifters entsplecl-ien soll

Die FamilienstiftLrng ist in beiden Rechtsgebieten
als Velmögenssichelungsinstrument vorhanden, In der'

Schweiz ist die Familienstiftung im Gesetz als Stiftungs-
Art velankelt und in Liech[enstein als eine Kategorie in-
nerhalb der privatnützigen Stiftungen eingegliedelt Die
schweizelische Stiftung ist im Velgleich zul liechtenstei-

nischen nul eingeschränkt nutznngsfähig, da ihl Zweck
auf Notsituationen, zur Unterstützung irn Falle sonstiger'
Fürsolge odel zu Ausbildr-rngszwecken eingeschränkt
ist. Zuwendungen für' einen besseren oder gehobelen
Lebensstil begünstigter Personen aus der Stifiung wild
vollkommen untersagt. In Liechtenstein velhält sich
die Situation efwas anders. Hiel sind Stifter im Zweck
grr"rndsätzlich offen, einzig Selbstzweckstiftungen sowie
sittenwidrige und gesetzeswidrige Zwecke sind verbo-
ten. Selbstverständlich besteht aber auch in Llechtenstein
die Möglichkeit den Stiftr-rngszwecl< entsprechend einzu-
schränken, um velschwenderische Lebensstile beguns-
tigtel Pel'sonen zu unterbinden. Im Allgemeinen lässt die
Ausgestaltung einel liechtensteinischen Familienstiftr-rng
mehl Spielraum und Möglichkeiten als in del schweiz.

Die zweite grosse Stiftungsglr-lppe der- Schweiz bildet
die sogenannte Unternehmensstiftung. In Liechtenstein
und der Schweiz finden wir diese Süfnrngsform nicht im
Gesetz, sondern ist es vielmehr eine Elscheinnngsform,
welche sich im Zusammenhang mit der Rechtsplechr-rng
und in del Plaxis ergeben hat. Diese Stiftr-rng hat sowohl
in der Schweiz als auch in Liechtenstein die Möglichkeit
einen kommerziellen Zweck zu verfoigen. Die Unterneh-
mensstiftung ist in beiden Rechtsgebieten weitgehend
gleich ausgestaltet. Ein grossel'Untelschied ist jedoch die
Tatsache, dass Pflichtteilsansprüche in del Schweiz nicht
velletzt welden dtirfen, wäl-rlend das liechtensteinische
Geselz hiel keine Probleme vorsieht, Ganz ohne weite-
res sind solche Pflichtteilsausschlüsse jedoch nicht um-
selzbar, eine plivatnützige Stiftr.rng liechtensteinischen
Rechts - kaufmännisch oder nicht - hat die Möglichkeit,
einen Ausschluss volzunehmen, wenn folgende Klite-
rien gegeben sind:

- Die Stiftung muss unwidelruflich ausgestaltet sein,
damil das Velmögen endgfrltig vom Stiftel getrennt
wilcl, damit kein eigenttirnerähnliches Vermögen
mehr besteht;

- die Rechtswahl der Stiftung ist das Fül'stentum Liecl-r-
lenstein und entl-rält einen entsplechenden Vermerk in
der Stiftr-rngsr-rlkunde;

- keine Endbegr-rnstigtung des Stiftels dalf enthalten sein;

- die Einblingung del Vermögenswefie liegt rnehl als
2 Jahre vor Ableben des Stifters zulück;

- Pflichtteilsberechtigte clür'fen nicht direkt vorgesehen
welden, eine Ermessensbegünstigung ist urnstritten
aber möglich; - sämtliche Velmögenswelte müssen in
Liechtenstein liegen.

Die Wegbedingung von Pflichtteilsansprüchen ist eine
aussergewöhnliche und einzigaltige Möglichkeit in der
Ellichtung einel Stiftr-rng liechtensteinischen Rechts, Das
Schweizer Recht l<ennt dies nicht und sieht eine l<ollekte
Erbfolge vor'. Eine \X/egbedingung von Pflichtteilen wild
wenn immer möglich velmieden. Zudem werden in der
Schweiz liegende Vermögenswelte einel liechtensteini-
schen Stiftung entsprechend kolligielt.

Ein nächster wichtigel Punkt beidel Rechtsgebiete
sind die Treue- und Sorgfaltspflichten des Stiftungsrates,
\Weitgehend sind diese in Liechtenstein und del Schq,eiz
gleich, Beide Staaten sehen die Pflicht zr-rr Zn'eckver-
wilklicl-rung und Erhaltung del Velrnögenswelte clnlcl.r
gewissenhafte Ftihr-ung del Geschäfte vor'. Zndem islt0 LCG Liechtenstein, Rublik: Liechtenstein, Steuern
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eine Arbeitsweise des Stiftungsrales, wie sie in den
Statuten und Beistatuen verankert ist, vorgesehen. A-ls

ergänzende Sorgfaltspflicht sieht das liechtensteinische
Stiftungsrecht die Schaffung eines Reservefonds fur Stif-
tungen mil einem kommerziellen Zweck vor'. Utn Vel'-

letzungen von Pflichten des Stiftungsrats sanktioniet'en
zu können, wild die Vegbedingung von Velanlwolt-
lichkeitsansprüchen in der Schweiz komplett untel'sagt.
In Liechtenstein hingegen besteht die Möglichkeit, bei
expliziter Nennung in den Staluten, eine Haftung aus-

zuschliessen. Ist dieser Ausschluss in den Statuten nicht
gegeben, können Haftungs- und Schadenersalzanspru-
che geltend gernacht werden. In beiden Staaten zu be-

achten isl, dass del Schaden enlwedel umnittelbal am
Velmögen oder mittelbat'an der Stiftung entstanden sein
muss. Andele Schadenelsalzanspdiche oder Hafrungs-
ansprüche können nicht geltend gemacht werden. Die
Höhe des SorgfaltspfllchtmassstAbs beider Staaten wird
enol'm untefschiedlich bemessen, wäh|end die Schweiz
einen objektiven Sorgfaltspflichtsmassstab durch das

Bundesgelicht festgelegt hat, ist dieser in Liechtenstein
individuell in den Statuten der' Stiftr.rng festgelegt. Mr.tt-

willige r,rnd böswillige Verle[zungen können in beiden
Staaten jedelzeit sanktionielt werden.

Zr.rsammengefasst hat Liechtensteln weniget gesetz-

liche bzw, r'ichtelliche Vorgaben in Bezug auf die Haf-

tung von Stiftungsräten, sondern legt diese ehel indivi-
dr.rell fest, was tendenziell zu einer niedrigen Haftung
ftihrt, Die klaren Regelungen det'schweiz sind aufgrund
del Nachvollziehbarkeit, gerade für' ausländische Stifter',

einfacher velständlich.
In Liechtenstein kann neben den genannten Stiftungs-

formen auch die gemeinnützige Stiftung in einer ge-

rnischten For-m als Instn-lment der Vermögenserhaltung
dienen. Die gemeinnützige Stiftung in Liechtenstein kann
entgegen anderer Stiftungen so ausgestaltet welden, dass

sie zu Lebzeiten des Stiftels eine Vermögenssichelung
im plivatnützigen Bereich darstellt und erst mit seinem

Ableben gemeinnützig wird. Diese Gemeinnützigkeit
kann dann enNveder in klassischel Form von Spenden
gestaltet werden oder auch im Beleich Philantrophie zr'rr'

erneu len Vertnögenset'haltung.
Zusammenfassend haben beide Rechtsstaaten sehr

ausgeleifte Regelungen im Beleich del Velmögenserhal-
tung nnd passende Instrumente, utn das Velmögen in
Form einer Stiftung zu sichern, Wenn sich ein Stiflel vor-
nimmt eine Stiftung zur Sichelung einer Unternehmung
zu gr'ünden, so hat et'in beiden Rechtsstaaten die ent-

splechende Möglichkeit. Zvdem haben beiden Staaten

eine ausgeleifte Gesetzgebung rnit ähnlichen Rahmen-

bedingungen.
Bei Elrichtung einer Farnilienstiftung ist die Variante

in der Schweiz sehl viel eingeschr'änktel und kann nur

bedingt nach den Vor-stellungen eines Stiftels genlltzt

welden. Das liechtensteinische Stiftungsrecht hingegen
hat eine Zweckoffenheit r-ind gt'osse Ausgestaltungsrnög-
lichl<eiten im Beleich von Familienstiftllngen geschaffen

Ar.ich plivatnutzige Stiftungen bieten im Allgemeinen
grosse Gestaltungsmöglicl'rkeiten, sodass sie nicht nur
zu Ausbildungs- und Unterstützungsbeiträgen in Notsi-

tuationen, sondet'n beispielsweise auch zur sonstigen Le-

bensunterstützltng genutzt werden können Gleichzeitig

ist es dem Stifter abel mögiich, ges'isse \rerwendungs-
zwecke zu unterbinden.

Sohin kann festgehalten werden, dass Stifteln, die

Stiftungen zur Unterstützung von Familienangehör'igen
oder nahestehenden Personen in Liechtenstein errichten,
sichedich mehr Möglichkeiten bietet als eine Familien-

stiftung in der Schweiz. Auch im gemeinnützigen Beleich
hat das liechtensteinische Stifrungsrecht mehr Ausgestal-
rungsmöglichkeiten und ausgereiftere Gesetzesgmndla-
gen, weshalb eine Errichtung im Kleinstaat dem Stifter
mehl Chancen auf Individualität bietet. Ein Vorteil sol-

chel stiftungen in Liechtenstein kann auch die Tatsache

bilden, dass Möglichkeiten zut' Auskoppelung gewisser

Personen aus den Pflichtteilsansprüchen besteht. Auch
die Tatsache, dass wenigel gesetzliche Bestimmungen im
Beleich del Ausgestaltung einel Stiftung in Liechtenstein
vorgeschlieben sind ist vorteilshaft.

Schlusswort
Durch die Prüfung del Stiftung als Instrument der Asset
Pl'otection hat sich herausgestellt, dass beide Finanz-
plätze im Bereich von Vermögenssicherung in Form der
Stiftr.rng sehr etabliert sind. Diese Gegebenheit basiert
einerseits auf dern sehr libelal gestalteten Gesellschafts-
recht, sowie auf die sichere und stabile 'Wirtschafts- und
Politlage und den sichelen Schweizer Franken. Atlraktive
Steuelkondilionen tunden das Erfolgst'ezept del Ftnanz-
plätze Schweiz und Liechtenstein ab,

Das Ziel der Assei Protection ist oftmals sehr ähnlich,
ein Stifter lässt eine Stiftung errichten, um sein Vermögen
oder ein Teil davon in seinem Sinne anzuiegen bzw. über
Generationen zu sichern oder vot' der Verschwendung sei-

nel Nachkommen zu schützen. Hielbei können die Ver'-

mögen völlig unterschiedlicher Natur sein, jedoch immer
das Ziel velfolgend, im Sinne des Stiftels die Velmögens-
welte zu erhalten und vor äusseren Risiken zu schützen.
Die Schiussfolgerung hält fest, dass die Elrichrung in del
Schweiz sehl klale Volgaben hat und nicht den Luxus von
Nachkommen finanziert. Viel mehr ist die Familienstiftung
der Schweiz ein Instrumen[ für Notsiruadonen der Ange-

l'rör'igen. Auch die Untetnehmensstiftung del Schweiz gibt
klare Volgaben und Regelungen in der Ausgestaltung vol'.

Der' liecl-rtensteinische Gesetzgebel hat offene Regelungen

und eine Zweckfi'eiheit geschaffen, genauso wie die ein-
ztganige Möglichkeit durch die Stiftung Vermögenswerte
aus dem legulär'en Nachlass 1oszulösen.

Es kann bestätigt werden, dass aufgrund del vielen
Ausplägungen fur jeden Stifter eine Möglichkeit besteht,

in Folm einer Stiftung sein Velmögen oder ein Teil davon
nach clen eigenen Vor-stellungen zu sichern und vol dem

Rrsiko allfälligel sozialen und wirtschaftlichen Unsicherhei-
ten im eigenen Land zu schützen. Es wurde aufgezeigt, dass

Velmögenssicherung oftmals viel zu einseitig betrachtet

wild und viele bestehende Vorurteile gegenr"ibel des Kon-

strukts Süftung sich in keiner rWeise bewaluheitet haben.


